Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/714 


Große Anfrage 

der Fraktion der CDU/CSU 


betr. Konjunkturpolitik 


I. In den letzten Wochen und Monaten hat sich immer mehr 
bestätigt, daß die Bundesregierung die konjunkturelle Ent- 
wicklung des Jahres 1970 falsch eingeschätzt hat. Unge- 
achtet der beruhigenden Erklärungen der Bundesregierung 
wächst in der Bevölkerung die Sorge, daß der Preis-Kosten- 
Auftrieb in einen sich selbst nährenden inflatorischen Pro- 
zeß einmündet. 


Wir fragen daher die Bundesregierung: 

1. Steht die Bundesregierung noch heute auf dem Stand- 
punkt, den sie im Jahreswirtschaftsbericht eingenom- 
hatte, daß für die zweite Jahreshälfte 1970 eine Ver- 
langsamung der Nachfrageentwicklung und ein Nach- 
lassen der konjunkturellen Spannungen zu erwarten 
sind? 

2. Wie beurteilt die Bundesregierung die in den letzten 
Monaten eingetretenen Preissteigerungen? 

a) Wie hoch waren insbesondere die monatlichen Zu- 
wachsraten gegenüber dem entsprechenden Vorjah- 
reszeitraum und gegenüber dem Vormonat folgender 
Indices seit Oktober 1969 für: 

Index der Erzeugerpreise industrieller Produkte, 

Preisindex für die Lebenshaltung 

- alle privaten Haushalte 

- 2-Personen-Haushalte von Renten- und Sozialhilfe- 
empfängern 

- einfache Lebenshaltung eines Kindes, 

Preisindex für Wohnungs- und Garagennutzung, 
Preisindex für Wohnungsgebäude (Baukosten)? 
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b) Ist es richtig, daß der Anstieg der Erzeugerpreise in- 
dustrieller Produkte gegenüber dem entsprechenden 
Vorjahreszeitraum - abgesehen von der Korea- 
Hausse - einen einmaligen Höchststand in der Nach- 
kriegszeit erreicht hat (etwa doppelt so hoch wie in 
der letzten Hochkonjunktur 1965)? Teilt die Bundes- 
regierung die Sorge, daß diese Entwicklung der Er- 
zeugerpreise industrieller Produkte zwangsläufig zu 
einer zusätzlichen Verteuerung der Lebenshaltungs- 
kosten der privaten Haushalte führen muß? 

3. Mit welcher Entwicklung rechnet die Bundesregierung 
für 

a) das Wachstum des Bruttosozialprodukts zu Markt- 
preisen in jeweiligen und konstanten Preisen 1970 
gegenüber 1969, 

b) das Wachstum in jeweiligen und konstanten Preisen 
1970 gegenüber 1969 des privaten Verbrauchs, des 
Staatsverbrauchs, der Bruttoanlageinvestitionen und 
darunter der Ausrüstungen und Bauten, 

c) die Zunahme des Tariflohn- und -gehaltsniveaus (auf 
Wochenbasis), der Lohndrift, der Bruttolöhne und 
-gehälter monatlich je Beschäftigten und der Brutto- 
lohn- und -gehaltssumme 1970 gegenüber 1969, 

d) das Wachstum des Bruttoeinkommens aus Unter- 
nehmertätigkeit und Vermögen 1970 gegenüber 1969, 

e) die Höhe des Außenbeitrages 1970 in Mrd. DM, 

f) die laufende Ersparnis der privaten Haushalte in 
v.H. des verfügbaren Einkommens (Sparquote)? 

4. Wie hat sich die Spartätigkeit der privaten Haushalte - 
auch unter Berücksichtigung eventueller Umschich- 
tungsvorgänge - seit Oktober 1969 entwickelt? Wie be- 
urteilt die Bundesregierung diese Entwicklung der Spar- 
tätigkeit, insbesondere auch im Zusammenhang mit 
den Preissteigerungen? 


II. Im Jahreswirtschaftsbericht 1970 hat die Bundesregierung 
erklärt: „Die öffentlichen Ausgaben würden . . . 1970 vor- 
aussichtlich langsamer zunehmen als das Bruttosozialpro- 
dukt/' Bundesfinanzminister Dr. h. c. Möller führte zur Ent- 
wicklung des Bundeshaushalts im einzelnen vor dem Deut- 
schen Bundestag am 18. Februar 1970 aus, daß „die Bundes- 
regierung mit diesem Entwurf des Bundeshaushalts 1970 
ihre Verpflichtungen nach dem Stabilitäts- und Wachstums- 
gesetz erfüllt" und daß die Bundesausgaben nach den ver- 
schärften Bestimmungen über die vorläufige Haushaltsfüh- 
rung im ersten Halbjahr nur mäßig, „etwa um 4 v.H." an- 
steigen würden. 
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Wir fragen die Bundesregierung: 

1. Wie ist die Erklärung des Bundesfinanzministers zu 
vereinbaren mit der Tatsache, daß die Haushaltsaus- 
gaben des Bundes (ohne Zuführungen an die Konjunk- 
turausgleichsrücklagen) nach dem Vierteljahresergebnis 
des Bundesministeriums der Finanzen im 1. Vierteljahr 
1970 um 8,3 v.H. und die Kassenausgaben, wie sie die 
Deutsche Bundesbank nachweist, im März sogar um 
12 v.H. über dem Vorjahresergebnis lagen? 

2. Wie gedenkt die Bundesregierung etwaige Steuermehr- 
einnahmen, die über die Ansätze des Haushaltsent- 
wurfs des Bundes hinausgehen, zu verwenden? 

3. Wie stellt sich die Bundesregierung die haushaltsmäßige 
Deckung der Konjunkturausgleichsrücklage vor? 

4. Wie schätzt die Bundesregierung für das Jahr 1970 im 
Vergleich zu 1969 die Entwicklung der Gesamtausgaben, 
der Gesamteinnahmen und der Finanzierungssalden 

a) für den Staat [Bund, ERP-Sondervermögen, Lasten- 
ausgleichsfonds, Länder, Gemeinden (Gemeindever- 
bände), Sozialversicherung] insgesamt, 

b) für den Bund, die Länder, die Gemeinden (Gemeinde- 
verbände) und die Sozialversicherung im einzelnen? 

5. In welchem Maße machen die Bundesregierung und die 
Deutsche Bundesbank gemeinsam mit den Rentenver- 
sicherungen der Arbeiter und der Angestellten und der 
Bundesanstalt für Arbeit von den im Dritten Renten- 
versicherungs-Änderungsgesetz bzw. im Arbeitsförde- 
rungsgesetz geschaffenen Möglichkeiten einer antizykli- 
schen Anlagepolitik dieser Institutionen Gebrauch? 


III. Bundesbankpräsident Karl Klasen hat die Erhöhung des 
Diskontsatzes auf 7,5 v.H. im März als die lediglich „zweit- 
beste Lösung" bezeichnet. Außerdem stellt die Deutsche 
Bundesbank in ihrem Geschäftsbericht für das Jahr 1969 
fest, daß die kreditpoiitischen Maßnahmen vom 6. März 
1970 unumgänglich waren, „nachdem feststand, daß mit 
weiteren fiskalpolitischen Maßnahmen zur Nachfragedämp- 
fung nicht mehr zu rechnen war." 

Wir fragen die Bundesregierung: 

1. Wie steht die Bundesregierung zu der vielfach geäußer- 
ten Befürchtung, daß sich eine einseitige Ausrichtung 
auf die Diskontpolitik im Gegensatz zu einer unmittel- 
baren Dämpfung der gesamtwirtschaftlichen Nachfrage 
eher in Preissteigerungen als in einer Abschwächung 
der Investitionstätigkeit niederschlägt? 
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2. Trifft es zu, daß die Diskonterhöhung neben den Mie- 
tern und dem Wohnungsbau vor allem die mittelständi- 
sche Wirtschaft belastet, da sie nicht über hinreichende 
Selbstfinanzierungsmöglichkeiten verfügt und auch nicht 
in entsprechendem Maße auf ausländische Kreditquellen 
zurückgreifen kann? 

3. Wie beurteilt die Bundesregierung die Gefahr, daß die 
Diskontpolitik der Bundesbank in Anbetracht von Zins- 
senkungstendenzen im Ausland unterlaufen wird und 
zunehmend Geld aus dem Ausland in die Bundesrepu- 
blik anlockt? 

4. Wie beurteilt die Bundesregierung die einseitig der 
Bundesbank aufgebürdete Dämpfungspolitik im Hinblick 
auf die im Jahreswirtschaftsbericht und vom Bundesmi- 
nister für Wirtschaft vor dem Bundestag am 17. Februar 
1970 angekündigte konzertierte Aktion zur internatio- 
nalen Zinsabrüstung? 


IV. Bundeskanzler Brandt vertrat vor dem Vorstand der SPD 
am 17. April 1970 die Auffassung, die jüngste Entwicklung 
der konjunkturellen Indikatoren deute darauf hin, daß wir 
„über den Berg" sind und daß die Bundesregierung eine 
„gute Chance (hat), das wirtschaftspolitische Ziel des Jahres 
1970 zu erreichen". 

Wir fragen die Bundesregierung: 

1. Glaubt die Bundesregierung noch immer, daß die sich ab- 
zeichnende wirtschaftliche Entwicklung den Forderungen 
des Gesetzes zur Stabilität und des Wachstums der Wirt- 
schaft gerecht wird? 

2. Hat die Bundesregierung auf Grund der fundierten 
Äußerungen von sachkundiger Seite ihre Meinung ge- 
ändert? Hält sie zusätzliche und gegebenenfalls welche 
Maßnahmen für erforderlich, um eine wirtschaftliche 
Entwicklung zu gewährleisten, die mit den Zielvorstel- 
lungen des Gesetzes zur Förderung der Stabilität und 
des Wachstums der Wirtschaft in Einklang steht? 


Bonn, den 30. April 1970 


Dr. Barzel, Stücklen und Fraktion 
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Begründung 

Die Konjunkturdiagnosen der Deutschen Bundesbank, des Sach- 
verständigenrates und der Konjunkturforschungsinstitute bestä- 
tigen, daß von der Haushaltspolitik keine dämpfenden Wirkun- 
gen auf die konjunkturelle Entwicklung ausgehen. Die Deutsche 
Bundesbank trägt allein die Last der Konjunkturdämpfung. 
Die CDU/CSU befürchtet, daß die zur Zeit einzig restriktive 
Maßnahme auf Grund von Zinssenkungstendenzen im Ausland 
unterlaufen wird. 

Die CDU/CSU fordert daher die Bundesregierung auf, durch Be- 
antwortung dieser Fragen dem Parlament neue Informationen 
an die Hand zu geben, anhand derer sich das Parlament 
ein Bild von der tatsächlichen konjunkturellen Lage machen 
kann. 
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